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Beilage zur Karlsruher Zeitung M 328
Karlsruhe , 29 . November 1907 .

Badischer Landtag.
— Zweite Kammer . —

2 . öffentliche Sitzung
am : Donnerstag , den 28 . November 1907 .

Tagesordnung :

Anzeige neuer Eingaben. Sodann
1 . Bildung der definitiven Abteilungen.
2 . LSildung und Verstärkung der ständigen Kommissio¬

nen für Budget, Petitionen , Eisenbahnen und Straßen , Ge¬

schäftsordnung , Archivariat und Bibliothek , sowie einer Kom¬

mission für Justiz und Verwaltung.

Am R e g i e r u n g s t i s ch : Staatsminister Frhr . von

Dusch , Präsident des Ministeriums der Finanzen , Wirkt,

Geh . Rat H o n s e l l, Ministerialrat S ch e l l e n b e r g .

Präsident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 10

Uhr 25 Minuten mit folgender Ansprache , bei deren Be¬

ginn sich das Haus von den Sitzen erhebt :

Der Herr Alterspräsident hat schon bei unserem erste, :

Zusammentreten , einem Herzensdrange folgend, Worte

der Ehrung für unseren verstorbenen Landesfürsten und

der Ergebenheit gegen unseren fetzigen Durchlauchtigsten
Grotzherzog gesprochen . Es entspricht einem Herzens¬
bedürfnis der Zweiten Kammer , in öffentlicher Sitzung
in feierlichster Form diesen Gefühlen nochmals Ausdruck

zu verleihen . Vieler Worte bedarf es hierbei nicht ; es

sind auch bei den zahlreichen Trauerkundgebungen unseres
Landes so tiefempfundene Gedanken zum Ausdruck gekom-

men, daß es schwer ist , bessere zu finden . Aber hier in

diesen: Saale , wo sich der amtliche Verkehr zwischen dem

Landesfürsten und der Vertretung seines Volkes vollzieht,
wo der verstorbene Grotzherzog jene Gesetzesvorlagen an¬

kündigte, die unsere schöne Heimat zur stolzen Höhe führ¬
ten, hier , wo die Volksvertretung so oft Zeuge war jener
Kundgebungen des hochherzigsten fürstlichenPatriotismus ,
jener warmen , herzlichen Liebe zu seinem Volke und zu

seiner schönen Heinrat , hier , wo bei der feierlichen Eröss-

nung dieses Landtags der jetzige Durchlauchtigste Grotz¬

herzog uns erkennen ließ , daß er nicht nur der Ebbe des

Thrones , sondern auch der Geistes- und Herzenseigenschas-

ten seines Heimgegangenen Vaters ist , hier verlangt das
Volk von seiner Vertretung die ergreifendsten Worte der
Trauer und der Verehrung , die heiligsten Versicherungen
unwandelbarer Treue und Ergebenheit .

Zu unseren: Grotzherzogtum ist zwei Mal der Grund
gelegt worden : Die äußerliche Einigung vollzog sich unter
Großherzog Karl Friedrich, die innerliche unter dessen
Enkel Friedrich I . Was dort nur lose zusammengefügl
wurde , das einigte sich hier zu einem festgeschlossenen , le¬
benskräftigen Verbände. Wenn es noch eines Beweises
hierfür bedurft hätte , jene schinerzliche Heimfahrt eines
großen und geliebten Toten durch seine Lande von den
Gestaden des Bodensees bis in die Residenz hätte ihn er¬
bracht, Eine schmerzlichere Klage hat ein Volk wohl noch
nie un: einen seiner Lieblinge und Helden ausgeweint .

Den Beinamen des Deutschen hat ihm die Geschichte be¬
reits gegeben . Glücklich, dreimal glücklich unser Badener
Land , dessen Fürsten die Vorsehung mit zum großen Rüst¬
werk auserkoren für die Einigung unseres geliebten deut¬
schen Vaterlandes .

Unverwelkliche Kränze treuesten Gedenkens, wärmster
Dankbarkeit, herzlichster Verehrung legen wir nieder an:
Grabe dieses nur auf dos Wohl seines Volkes bedachten
Herrschers, dieses erleuchteten , milden , mit allen mensch
lichen Tugenden gezierten Fürsten , lieber das den Sterb¬
lichen sonst gegönnte Maß hinaus war er körperlich unser ;
sein Geist und seine Seele werden ein ewig dauernder kost¬
barer Besitz seines treuen Volkes sein .

In trauernder Teilnahme gedenken wir hier auch der
tiefgebeugten Lebensgefährtin des hohen Verblichenen, der
Durchlauchtigsten Großherzogin Luise. Möge ihr , die
schon so viele Tränen des Kummers und der Not getrock¬
net hat , der allgütige Gott reichen Trost schenken und sie
noch lange ihrem Volke erhalten !

Und nun nahen wir uns ehrfurchtsvoll den : Throne un¬
seres jetzigen gnädigsten Herrn , des Durchlauchtigsten
Grohherzogs Friedrich II . Wir danken für die freund¬
lichen , vertrauenden Worte , die er in der Thronrede an
uns zu richten die Güte Hatte , Wir schwören ihn : Treue
und Ergebenheit in guten wie in schwer« : Tagen . Wir
wissen , daß auch in Zukunft in: Lande Baden jenes herr¬
liche' Wort gilt , das keinen Gegensatz kennt zwischen Für¬
stenrecht und Volkeswohl. In feierlicher Stunde geloben
wir hier Liebe un : Liebe , Treue um Treue .

Ich bin sicher Ihrer freudigen Zustimmung zu meine :::
Vorschläge , Seine Königliche Hoheit den Grotzherzog un :
die Gnade einer Audienz für den Kammervorstand zu bir
ten und ihn der treuesten Ergebenheit seines Volkes und
unserer Ständekammer ehrfurchtsvollst zu versichern.
(Lebhafter Beifall ans allen Seiten des Hauses .)



Es folgt sodann der

Bortrag
des Präsidenten des Finanzministeriums

bei der Vorlage des tztaatsvoranschlags für dir Jahre 1808 u»d 1809.

Im Allerhöchsten Auftrag Seiner Königlichen
Hoheit des 0- r o ß h e r z o g s habe ich die Ehre ,
Ihnen die Rechnungsnachwelsnngen für die Jahre l 00 . ,
und 1906 , sowie die vergleichende Darstellung der Budget
sähe und Rechnungsergebnisse siir die Jahre 1904 und
1905 zur Prüfung und Anerkennung , sodann den Staats -
Voranschlag für die Jahre 1908 und 1909 zur Prüfung
und Zustimmung vorzulegen.

Tie Ergebnisse des Staatshaushalts
d e r j ü n g st v e r f l o i s e n e n Jahre .

Zur Beurteilung der Lage uuieres Staatshaushaltes ,ani der der neue Voranichlag aulzubaueu war , darf ich
nur zuvorderst einen Rückblick auf die jungst verflossenen
Jahre gestatten.

Der mit der Jahrhundertwende erngetretene jähe Ab¬
fall rin Wirtschaftsleben ivar in der Wirkung auf unsern
Staatshaushalt im Jahr 1903 auf seineni tiefsten Stand
angekommen. Damals hat beim Rechnungsabschluß im
ordentlichen Etat ein Einnahmeuberfchuß von nur 1,6
Millionen Mark sich ergeben ; um die Ausgaben des
außerordentlichen Etats zu decken , mußten die m der
zweiten Halste der 1890er Jahre im umlaufenden Be¬
triebsfonds der allgemeinen Staatsverwaltung angesam-
melten, feit 1900 fchon in der Einzehrung begriffenen
Ueberschusse vollends verwendet und zudem die von der
Amortlsationskasse erwirtschafteten Zinsen herangezogen
werden. Im Betriebssonds waren Ende 1903 nur noch
11 Millionen Mart vorhanden . Der sogenannte natür¬
liche Jahreszuwachs der Staatseinkünfte war bei den di¬
rekten Steuern auf 250 000 Mark herabgesunken. Die
indirekten Steuern , deren Ertragnis seit 1899 stark sich
gemindert hatte , haben 1903 erstmals wieder mehr ge¬
liefert als im Vorjahr ; ivar der Betrag auch bescheiden —
nur 160 000 Maick — , so durfte darin doch der Beginn
einer Besserung des Wirtichaftslebens erkaiiiit werden.

Die Aiifwartsbewegung hat dann auch kräftig einge¬
setzt und wahrend der folgenden Jahre angehalten .
Wen » aber die Rechnung der Haushaltsperiode 1904/05
ini ordentlichen Etat mit einem Ueberschuß von 15,3
Millionen Mark abgeschlossen hat , so kam dieseni günsti¬
gen Ergebnis keineswegs voll die Bedeutung innerlich
gebesserter Staatsfliianzen zu ; denn - wie Ihnen mein
Herr Amtsvorgänger bei der Uebergabe des Staatsvor -
anschlages für 1906/07 des näheren dargelegt hat — -
rührt jener Einuahmeüberschuß zu elneiii großen Teile
von einer Aenderung des Abrechnungsverfahrens mit
dem Reich und der Buchung der Ueberweisungsstenern
bei der Landeshauptkasse her, wodurch die Staatsrech --
nung von 1904 um rund 4,7 Millionen Mark scheinbar
günstiger sich gestaltet hat . Und weiter ist zu beachte» ,
daß 1904 die Kapitalrentensteuer und die Einkommen
steuer um 20 v . H . erhöht worden und . Ohne diese be¬
sonderen Umstände hätte die Rechnung der Haushalts -
pcriode 1904/05 trotz der Hebung der allgemeinen Wirt¬
schaftslage nnt einem Fehlbetrag von 5,6 Millionen Mark
abgeschlossen : so war Ende .1905 der Betriebsfonds am'
15,5 Millioneii Mark wieder angewachse » .

Aber auch die Rechnung vom Jahre 1906 hat gegenüber
dem Staatsvoranschlag wesentlich besser abgeschlossen.
Statt der dort berechnete » 80,7 Millionen Mark haben
die Einnahmen im ordentlichen Etat 88 Millionen Mark
geliefert ; dem steht eine Ueberschreitung der zu 81 Mil¬
lionen Mark veranschlagten Ausgaben um 1,1 Millionen
Marl gegennber. Aus dem Ueberschuß von 5,9 Millionen

Mark konnten die Rettoausgaben des außerordentlichen
Etats bestritten und dem Betriebsfonds weitere 900 000
Mark zugeführt iverden, so daß dieser Ende 1906 den
Stand von 16,4 Millionen Mark erreicht hat . Bei der
Würdigung dieses Ergebnisses ist jedoch zu berücksichti¬
gen , daß an den Ausgaben des außerordentlichen Etats
der Zuschuß aus den Aktivzinsen der Amortisationskasse
von 750 000 Mark schon in Abzug - gebracht ist, und fer¬
ner, daß es um das erste Jahr der Haushaltsperiode sich
handelt , m dem manche Ausgaben in der Regel kleiner
l >nd als im zweiten Jahr .

Die Staatseinnahmen haben seit dem Tiefstand voii
1903 im ganzen befriedigend sich entwickelt . Wenn frei¬
lich das Ertragnis der direkten Steuern lin Jahre .1904
gegen das Vorjahr um 2,8 Millionen Mark gestiegen ist .
so war dies größerenteils (2,3 Millionen Mark ) durch
die Steuererhohnng veranlaßt . Erfreulicherweise ergat,
sich dann aber un Jahre 1905 im Ertrag der direkten
Steuern ein Zuwachs von 1,3 Millionen Mark , der aller¬
dings im Jahre 1906 mit 1,15 Millionen Mark nicht
ganz aut dreier Hohe sich halten konnte . Daß aber im
vorigen Jahr das Wirtschastsleben sich noch lebhaft auf¬
wärts betvegt hat , belveist der Jahreszuwachs iin Er¬
tragnis der indirekten Steuern , der 1904 auf 589 000
Mark , 1905 auf 460 000 Mark , 1906 aber auf rund 1 Mil¬
lion Mark sich belief . Von den Verbrauchssteuern hat
allerdings die Weuisteuer mit 2,6 Milllonen Mark um
rund 100 000 Mark weniger geliefert als in den beiden
vorangegangenen Jahren , dagegen der Ertrag der Bier -
steuer , der 1905 mit 8,2 Millionen Mark gegen das Vor¬
jahr um rund 100 000 Mark zurückgegangen war , sich
wieder auf 8,5 Millionen Mark gehoben. Auch das Er¬
gebnis der Fleischsteuer ist wieder etwas gewachsen und
yat 1906 mit 831 000 Mart den bis jetzt höchsten Stand
erreicht . Die kräftigste Ertragssteigerung hat sich bei der
Grundstncksverkehrssteuer gezeigt von 4,4 Millionen
Mark im Jahre 1903 auf 5,9 Millionen Mark im Jahre
1906 . Stetig und anfehnlich gewachsen sind ferner die
Justiz - und Polizeigefalle ; der Ertrag von 1906 mit 8,8
Millionen Mark übersteigt jenen von 1903 um 1,2 Mil -
uoneu Mark . Die privatwirtschaftlichen Staatsein¬
künfte — aus dem domaneneigenen Liegenschaftsbesitz
und den Salinen — - haben ziemlich regelmäßig zugenoin-
me» ; Mit 12,1 Millionen Mark un Jahre 1906 ist der
Ertrag um 1,5 Millionen Mark hoher gegenüber dem
vom Jahr 1903.

Angesichts dieser betrachllichen Vermehrung der Staats¬
einnahmen darf es wohl auffallen , daß der Stand des
Betriebsfonds , in dem die Ernbrigungen im Staats¬
haushalt zum Ausdruck konimen , nur 16,4 Millionen
Mark erreichr , alw seit 1903 um nicht mehr als 5,4 Mil¬
lionen Mark zugenommen hat . In der gleichen Zeit sind
eben auch die Staatsausgaben großer getvorden ; sie sind
im ordentlichen Etat - ohne Rücksicht auf die iliianziel-
len Beziehungen zum Reich -- - von 66,3 Millionen Mark
im Jahre 1903 auf 73,4 Millionen Mark im Jahre 1906,
formt um 7,1 Millionen Mark gesteigert worden . Auch
der Rettoaufwand uu außerordentlichen Etat ist ge¬
wachsen ; er belief sich 1903 auf 4,6 Millionen Mark , im
Durchschnitt der drei folgenden Jahre aber auf 5,3 Mil¬
lionen Mark .

Die H l u a u s z a h l u n g e n Badens an das
Reich bewegten sich 1904 bis 1906 annähernd auf der
gleichen Hohe wie schon seit .1900 , nämlich rund 2 Mil¬
lionen Mark , wovon rund 1,3 Millionen Mark auf den
Biersteuerausgleich entfallen . Die im Staatsvoranschlag
fnr 1906/07 zur Zahlung vorgesehenen gestundeten Ma -
trikularnmlageii im Betrag von 2,3 Millionen Mark sind
nach Maßgabe des Rechnungsabschlusses des Reiches von
1905 abqebnröet , der Rechnungsabschluß unserer allge-
nieinen Staatsverwaltung indes dadurch nicht beeinflußt
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worden, weil diele Neber- Matriknlarbeiträge durch Kür¬
zung des Zuschusses aus dem allgemeinen Staatshaus¬
halt an die Eisenbahnschuldentilgungskasse hätten gedeckt
werden sollen : diese Kürzung konnte unterbleiben und die
Nichtcrbebnng jener Beiträge ist so dem Stand unserer
Eilenbahnschuld zugute gekonmren .

Einen erfreulichen Aufschwung zeigen die finan¬
ziellen Ergebnisse unseres Staatsbahn¬
betriebes . Zwar ist der Reinertrag (ohne den Anteil
an der Main -Neckar-Bahn ) von dem 1904 erreichten, bis
dahin höchsten Stand von 26,5 Millionen Mark im
folgenden Jahr — trotz erheblicher Steigerung der Ein¬
nahmen , der aber ein noch stärkeres Anwachsen der Aus
gaben gegenüberstund — auf 25,3 Millionen Mark zu-
rückgegangcn : das Jahr 1906 aber hat mit einem Rein¬
ertrag von 28,5 Millionen Mark abgeschlossen und damit
den seitherigen Höchststand (1904s um 2 Millionen Mark
übertroffen . Einer Steigerung der Roheinnahmen um
8,1 Millionen Mark ist eine solche der Betriebsausgaben
von 4,9 Millionen Mark gegenübergestanden. Ter Be¬
triebskoeffizient, der 1904 auf 68,07 herabgegangen war ,
hat 1905 auf 70,8 sich wieder etwas verschlechtert und
1906 mit 70,06 nur eine kleine Verbesserung erfahren .
Wesentlich günstiger als in den drei ersten Jahren diese?
Jahrhunderts hat denn auch das Verhältnis zwischen dein
Reinertrag der Staatsbahnen (einschließlich unseres An¬
teils an der Main -Neckar -Bahn ) zu den : Erfordernis für
Verzinsung und Tilgung der Anlehensschuld sich gestal¬
tet . Während 1900 , 1901 und 1902 die Reinerträgnisse
für die Tilgung der Eisenbahnschuld nicht ausgereicht
haben , ini Jahre 1902 nicht einmal zu deren Verzinsung ,
übersteigen sie in den Jahren 1903 , 1904 , 1905 und 1906
den Bedarf des Anleihedienstes um 0,5 , 4,2 , 2,3 und 6,2
Millionen Mark . In diesen vier Jahren sind für außer¬
ordentliche Herstellungen und Anschaffungen, die man
unter dem Begriff „ Eisenbahnbau " zusammenfaßt , 90,3
Millionen Mark ausgegeben worden , während der reine
Schuldcnstand nur um 38 Millionen Mark sich vergrößert
hat — gegenüber 64 Millionen Mark in den drei Jah¬
ren 1900 bis 1902 : er belief sich Ende 1906 auf 436,3 Mil -
kionen Mark .

Behufs Beschaffung des aus Anlehensmitteln zu
schöpfenden Bedarfs der Eisenbahnschuldentilgungskaste
sind 1904 30 Millionen Mark , 1906 und 1906 je 12 Mil¬
lionen Mark des 3f^ prozentigen Anlehens von 1904 und
im laufenden Jahre von dem 3^ Prozentigen Anlchen von
1907 30 Millionen Mark begeben worden — im ganzen
also seit 1904 84 Millionen Mark . Tie Begebungsknrse
der Anleihe von 1904 waren 99,35 , 99,60 und 98,75 vom
Hundert : der erste Teilbetrag des Anlehens von 1907
konnte noch zu 96,90 vom Hundert begeben werden . Ich
glaubte dies angesichts der ungewöhnlichen Verhältnisse,
wie sie im Markt der deutschen Staatsfonds im Laufe
dieses Jahres sich eingestellt haben , hier anführen zu
sollen .

Das Kapitalvermögen des Domänen -
grundstocks hat , ausschließlich der unverzinslichen
Forderung von 20,6 Millionen Mark an die Amortisa¬
tionskasse , Ende 1906 2,9 Millionen Mark betragen ge¬
genüber 4,2 Millionen Mark am Jahresschluß 1904 . Es
hat also , wie schon seit einer Reihe von Jahren — noch
Ende 1900 bezifferte sich dieses Geldvermögen auf 9,3
Millionen Mark — abermals eine beträchtliche Einzeln
rung stattgefunden : sie ist hauptsächlich entstanden durch
Liegenschaftserwerbungen, dann aber auch in erheblichem
Maße durch den Aufwand für Erstellung von Tomänen -
und Forstdienstgebauden und von Holzabfuhrwegen , für
den Wiederaufbau der abgebrannten Gebäulichkeiten der
Staatsbrauerei Rothaus und für die Instandsetzung der
Schlösser in Rastatt und in Bruchsal . Der Steuerwert
des land - und forstwirtschaftlich genutzten Domänen¬

eigentums hat in langsamem Anstieg nahezu 80 Millio¬
nen Mark erreicht.

Das Vermögen der Amortisationskasse ,
deren Aktivbestände bekanntlich seit den 1890er Jahren
in belangreicheni Maße durch Gewährung von Darlehen
zu niedrigem Zinsfuß in den Dienst volkswirtschaftlickxr
Interessen des Landes aestellt worden sind , ist von 11,1
Millionen Mark Ende 1904 auf 12,4 Millionen Mark
Ende 1906 angewachsen , obschon von den erwirtschafteten
Zinsen jährlich 760 OM Mark an den allgemeinen Staats¬
haushalt abgeliefert wurden.
Tie Lage des Staatshaushalts im Zeir
Punkt der Bearbeitung des Staatsvor -

a n s ch l a gis für 1908/09.
Der Rückblick auf die Entwicklung unseres Staatshaus¬

halts seit 1903 hat dank dem aufblühenden Erwerbs¬
leben und wachsenden Wohlstand des Landes zu einem
erfreulichen Bild sich gestaltet. Neben den Lichtpartieen
der vermehrten Staatseinkünfte sind aber die Schatten
des anhaltend zunehmenden Ausgabebedarfs nicht zu
übersehen und am finanziellen Horizont auftauchende
Wolken lassen eine kommende Trübung des Bildes be¬
sorgen.

Schon zu Anfang dieses Jahres ist augenscheinlich der
jüngste wirtschaftliche Aufschwung an seiner Scheitelhöhe
angelangt . Nur ganz allmählich haben bei zunehmender
Geldknappheit die Aussichten im Erwerbsleben da und
dort sich abgeschivächt : in den jüngsten Wochen jedoch
ist das Geld dermaßen teuer geworden, daß eine weiter¬
greifende Einschränkung der cmf Kredit angewiesenen
gewerblichen Tätigkeit kaum ausbleiben kann . Damit
geht wohl — man darf hoffen ohne heftige Erschütterun¬
gen - - die 1904 begonnene Hochkonjunktur zur Neige
Da aber die rythmischen Schwankungen des Wirtschafts¬
lebens auf die Bewegung der Staatseinnahmen unfehl¬
bar nachwirken , so wird man für die nahe Zukunft zwar
nicht im ganzen mit einer Minderung der Staatsein¬
künfte, wohl aber mit einer Verlangsamung ihres
Wachstums rechnen müssen . Anderseits ist die Steige¬
rung der Ausgaben nicht hintanzuhalten : im persönlichen
wie im sachlichen Bedarf wird die Staatsverwaltung
immer kostspieliger , und ruhelos mehren sich die Forde¬
rungen , die das fortschreitende Kulturleben an die Tä¬
tigkeit und die Hilfe des Staates stellt . Noch im laufen¬
den Jahre sind in den Aufwandsetats Mehrverwendun¬
gen und im Staatsvoranschlag nicht vorgesehene Ausga¬
ben zu gewärtigen : mußten doch in der zu Ende gehenden
Haushaltsperiode Administrativkredite im Betrage von
nicht weniger als 12,5 Millionen Mark erteilt werden ,
wovon 11 Millionen Mark auf die Staatseisenbahnver¬
waltung entfallen.

Schlimm ist , daß auch die f i n a n z i e l l e n Be¬
ziehungen zum Reich unfern Staatshaushalt
mit Mehrbelastungen bedrohen. Was die Verbündeten
Regierungen vor zwei Jahren von der damals geplanten
Reichsfinanzreform erhofft hatten , die Festsetzung einer
Höchstgrenze der Matrikularbeiträge , ist bekanntlich nicht
erreicht worden : das Reichsgesetz vom 3 . Juni 1906 , so
wie es als .Kompromiß zwischen Reichstag und Bundes¬
rat zustande gekommen , läßt die Belastung der Einzel¬
staaten mit Matrikularbeiträgen schrankenlos zu . Der
Abschluß der Reichshauptkasse für 1906 , die Feststellung
des Haushaltsetats für 1907 , wie auch der Entwurf die¬
ses Etats für 1908 haben aber erkennen lassen , daß die
durch jenes Gesetz behufs Vermehrung der Reichsein¬
künfte getroffenen Maßnahmen bei weitem nicht aus¬
reichen . um neben der Durchführung einer gesunden An-
leihepolitik die Ausgaben auch nur insoweit zu bestrei¬
ten , daß die durch die Ueberweisungen nicht gedeckten Ma¬
trikularbeiträge den Betrag von 40 Pfennig auf den
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Kopf der Bevölkerung nicht übersteigen. Durch die drei'

jährige Stundung der über diese Grenze den Bundes¬
staaten zur Last gesetzten Matrikularumlagen ist diesen
freilich die Möglichkeit gegeben , für die Deckung erhöhter
Umlagen von langer Hand finanzielle Vorsorge zu tref¬
fen ; allein für den einzelstaatlichen Haushalt bedeutet
diese finanzpolitisch überhaupt bedenkliche Maßregel dann
keine Erleichterung , wenn von Jahr zu Jahr solche ge¬
stundeten Beiträge fällig werden . Gestundet waren im
Reichshaushaltsetat für 1906 57,6 Millionen Mark , da¬
von fanden Deckung durch dem Reich überlassene Mehr¬
erträgnisse an Ueberweisungssteuern und durch in der
eigenen Wirtschaft des Reiches erzielte Ueberschüsse 29,2
Millionen Mark , so daß noch gestundet bleiben 28, -1
Millionen Mark , welche — da auf eine weitere Abbllr-
dung in nennenswertem Betrag nicht zu rechnen ist —
im Jahr 1909 zur Erhebung gelangen ; der Anteil Ba¬
dens hieran beziffert sich auf 940 000 Mark . Im Reichs-
Haushaltsetat fiir 1907 konnte das Gleichgewicht nur da¬
durch herbeigeführt werden , daß den Einzelstaaten Ma -
trikularbeiträge in der Höhe von 88,2 Millionen Mark
aufgelegt wurden ; davon bleiben gestundet 40,8 Millio¬
nen Mark , das macht für Baden rund 1,4 Millionen Mark
aus . Und für die nächsten Jahre sind die Aussichten
nichts weniger als gut . Der Fehlbetrag im Reichshaus¬
haltsetat scheint zum chronischen Uebel geworden. Im
Jahre 1908 soll die regelmäßige Tilgung der Reichs¬
schuld beginnen , was jährlich 24 Millionen Mark erfor¬
dert ; und wenn man das Doppelte dieser Summe rechnet
als den Aufwand für die vom Reichstag verlangte Auf¬
besserung der Gehalte und Wohnungsgelder der Reichs¬
beamten, so wird die Schätzung kaum zu hoch sein . Das
Etatjahr 1909 ist mit 23 Millionen Mark Teuerungszu¬
lagen von 1907 vorweg belastet. Der Jnvalidenfonds
ist dem Versiegen nahe, für die Invaliden muß aber noch
gesorgt werden . Andere unabweisbare Ausgabemehrun -
gen werden dazu kommen . Angesichts solcher Lage und
schweren Zukunftssorgen muß eine neuerliche Verständi¬
gung der verbündeten Regierungen mit dem Reichstag
über die weitere Ausgestaltung der dem Reich zugewie¬
senen Einnahmequellen dringend gewünscht werden,
wenn die kleineren und mittleren Bundesstaaten unter
den: Druck fortdaliernd hoher Matrikularbeiträge nicht
in ernste Finanznot geraten oder doch empfindlich ge-
hcmmt sein sollen , den . eigenen Landesbedürfnissen aus¬
reichend zu genügen ; es sollte endlich erreicht werden , daß
die Finanzgebarung des Reiches auf den Haushalt der
Bundesstaaten nicht mehr störend zurückschlägt .

Schwer genug wiegen schon die Opfer , die durch die
Reichsfinanzreform von 1906 unserem Staatshaushalt
auferlegt sind : die Erhöhung des Biersteuerausgleichs¬
beitrags und die Schmälerung der Einnahme aus der
Erbschafts- und Schenkungssteuer — allerdings gemil¬
dert durch die Ilebergangsbestimmungen . Hiernach find
die Biersteuerausgleichsbeiträge für die Reichsrechnungs¬
jahre 1906 bis 1908 nach dem Durchschnitt der drei vor¬
angegangenen Jahre zu entrichten ; vom 1 . April 1909
ab berechnet sich die Ausgleichssumme nach Maßgabe des
Ertrages der norddeutschen Bransteuer . Die Einnahme
aus der Erbschaftssteuer ist Baden im Durchschnittsbe¬
trag der Jahre 1901 bis 1905 gewahrt bis zum Ablauf
des Rechnungsjahres 1910 ; von da ab verbleibt unserem
Staatshaushalt nur ein Drittel der in Baden aus dieser
Steuer sich ergebenden Roheinnahme . Dürfte man den
Brausteuerertrag , wie er im Soll des Reichsetats für
1907 eingestellt ist , zugrunde legen , so würde der badische
Ausgleichsbeitrag gegenüber dem Durchschnitt der Jahre
1903 bis 1905 im Jahre 1909 um 675 000 Mark , vom
Jahre 1910 ab um 900 000 Mark sich erhöhen. Aber schon
im Entwurf des Reichshaushaltsetats für 1908 erscheint
die Brausteuer mit einem um 3,6 Millionen Mark höhe¬

ren Betrag als im Etat für 1907 . Nimmt ntan für die
folgenden Jahre eine Steigerung um annähernd 3 Mil¬
lionen Mark an , so berechnet sich die Mehrbelastung Ba¬
dens für 1909 auf rund 860 000 Mark , für 1910 auf rund
1,3 Millionen Mark . Ter Ausfall an der Einnahme aus
der Erbschaftssteuer von 1911 ab würde — nach der
Turchschnittseinnahme der 1906 vorangegangenen fünf
Jahre berechnet — auf rund 1 Million Mark sich belau
fen . Tie Erhöhung des Biersteuerausgleichsbeitrags und
der Ausfall an der Einnahme aus der Erbschaftssteuer
bedeuten also für die nahe Zukunft eine Verschlechterung
unseres Staatshaushalts um jährlich über 2 Millionen
Mark .

Die Erträgnisse unseres Staatsbahn -
betriebes in den nächsten Jahren hängen — abge¬
sehen von den gegenwärtig noch nicht sicher zu beurteilen¬
den , vermutlich aber nachteiligen Wirkringen der Per¬
sonentarifreform und der Fahrkartensteuer — von der
künftigen Entwicklung des Güterverkehrs , das ist von
dem Verhalten des Erwerbslebens ab. Wie bei einem
wirtschaftlichen Rückgang alsbald ein namhafter Arrsfall
in den Betriebseinnahmen der Eisenbahnen sich einstellt,
haben wir in der jüngeren Vergangenheit wiederholt er¬
leben müssen . So ist der Reinertag von 18,1 Millionen
Mark im Jahre 1890 im folgenden Jahre aus 13,5 Mil¬
lionen Mark , und von 25 Millionen Mark im Jahre 1899
auf 14,6 Millionen Mark im Jahre 1901 zurückgegangen:
im letztern Fall bat allerdings die schon 1900 anfgetretene
starke Steigerung der Betriebsausgaben zu dem scharfen
Rückgang wesentlich beigetragen . Auf die Wiederkehr
ähnlicher Schwankungen muß man sich stets gefaßt halten ;
man darf aber wohl damit rechnen , daß es, wie seither,
so auch kiinftig der günstigen Jahre mebr sein werden,
als der ungünstigen . Sicher ist freilich für die nächsten
Jahre ein erheblich größerer Betriebsaufwand wegen der
Erhöhung der Arbeitslöhne , auch mancher Rohstoffpreise,
der Vermehrung der Beamtenstellen und der Beamten
bezüge und sicher ist auch ein starkes Anschwellen der
Eisenbahnschuld als Folge der bedeutenden Aufwendungen
für Bahnbauten und für die Verstärkung des BestandeS
an rollendem Material . Und was in der jüngeren Zeit
an neuen Bahnanlagen erstellt worden , im Gang ist oder
nahe bevorsteht, wird kaum zur Hebung der Bahnreute
beitragen ; vorab die 11m - und Neubauten der großen
Babnböfe werden neuen Verkebr nicht bringen , dagegen
erhöhte Kosten für Betrieb und Unterhaltung veranlassen.
Man wird deshalb — trotz der Besserung, die in unferm
Eisenbahnhaushalt seit 1903 zutage getreten ist und die
auch für das Jahr 1907 wieder ansehnlichen Reinertrag
verspricht — doch all zu frohen Hoffnungen für die Zu¬
kunst sich nicht hingeben dürfen und an der ausgiebigen
Tilgung der Eisenbahnschuld auch fernerhin festbalten
sollen .

Was — im Jabr 1908 beginnend — unseren Staats¬
haushalt dauernd stark belasten wird , ist der Aufwand
für die Erhöhung des Diensteinkommens
der Beamten , wie der künftigen Rubegehalte und
Hinterbliebenenversorgung . Erlangen — wie ich nicht
zweifle — die in der Thronrede Ihnen angekündigten be-
amtengesetzlichen Vorlagen die Zustimmung der Land¬
stände , so werden der dadurch benötigte Ausgabebedarf ,
dann aber auch die zu dessen Deckung erforderlichen Maß¬
nahmen den Gegenstand eingreifender Aenderungen und
Ergänzungen des beute übergebenen Staatsvoranschlages
zu bilden haben. Jener günstige Stand der Staats¬
finanzen . in dessen Erwartung man seit mehreren Jah¬
ren die Beamtenaufbesserung verschieben zu sollen ge¬
glaubt hat , ist eben doch nicht in dem Maß vorhanden,
daß eine Vergrößerung des Personenaufwandes , die im
nächsten Jabr sogleich in namhafter Höhe einsetzen muß,
aus bereiten Mtteln bestritten werden könnte.&
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Es fehlt vor allein an größeren Ueberschüssen aus dem
Haushalt früherer Jahre . Vvn den Ende 1906 im Be¬
triebsfonds der allgemeinen Staatsverwaltung ange¬
sammelten 16,1 Millionen Mark stehen nur 3,4 Mil¬
lionen Mark zur Verfügung ; denn die Erfahrung hat ge¬
zeigt, daß der im Finanzgesetz für 1906/07 auf 13 Mil¬
lionen Mark festgesetzte eiserne Bestand dieses Fonds zur
Aufrechterhaltung eines geordneten Kassenverkehres und
zur regelmäßigen Erfüllung der Zahlungsverbindlichkei¬
ten des Staates in der Tat erforderlich ist.

Die günstige Entwicklung der Staatseinnahmen auf
der einen , auf der andern Seite aber die fortgesetzte Stei¬
gerung des Ausgabebedarfs , der geringfügige Bestand
verfügbarer Rücklagen und die Folgen eines Abflauens
im Wirtschaftsleben , vor allem aber die Sorge wegen
künftig vermehrter Leistungen an das Reich gaben der
Finanzlage im Zeitpunkt der Bearbeitung des neuen
Staatsvoranschlages ihr Gepräge ; aus dem Ausblick in
die Zukunft ergab sich die Mahnung zur Vorsicht .

Der Staatsvoranschlag für 1908 und 1909 ,
die äußere Form .

Indem ich nun zur Besprechung des neuen Staatsvor¬
anschlages übergehe — zunächst ein Wort zur äußeren
Form , in der Ihnen diese Drucksache diesmal übergeben
wird . In einzelnen Heften , lose in eine Mappe eingelegt ,
erhalten Sie den Entwurf des Finanzgesetzes und die
Hauptabteilungen (Spezialbudgets ) I bis VII des
Staatsvoranschlages : die noch fehlenden Abteilungen
VIII (Eisenbahnbau ) und IX (Eisenbahnschuldentil¬
gungskasse ) sollen Ihnen spätestens zu Anfang des Mo¬
nates März zugleich mit der „Summarischen Nachweisung
über den Fortgang des Eisenbahnbaues in den Jahren
1906 und 1907 und den hierfür aus Mitteln der Eisen -
bahnschuldentilgnngskasse bestrittenen Aufwand " vorge¬
legt werden — und dann auch der gesamte Staatsvoran¬
schlag in einem Band vereinigt . Zu diesem von dem
seitherigen abweichenden Verfahren haben folgende Neber -
legungen geführt .

Die spätere Vorlage des Etats fiir den Eisenbahnbau
und die Eisenbahnschuldcntilgungskasse entspricht der Be¬
handlung , wie sie von Anfang unseres Eisenbahnbaues
fast 50 Jahre bestanden hat ; erst seit dem Landtag
1887/88 werden diese Etats dem alsbald nach Beginn
des Landtags übergebenen Staatsvoranschlag angesügt .
Die dadurch bedingte zeitliche Vorschiebung der Bearbei¬
tung des Eisenbahnbauetats hat aber die Zuverlässigkeit
der Ermittlung des Ausgabebedarss mehr und mehr be¬
einträchtigt in dem Maßö , als im Ausbau unseres Eisen¬
bahnnetzes und in der Verbesserung und Ausgestaltung
der älteren Bahnanlagen eine sehr viel größere Tätig¬
keit entfaltet wo.rden ist , als in den 1880er Jahren , in
denen der Eisenbahnbau in ganz engen Grenzen sich be¬
wegt hat . Ist es schon beim Bauwesen in der allgemei¬
nen Staatsverwaltung — namentlich seit der Erlaß des
Finanzgesetzes bis gegen die Mitte des ersten Budget¬
jahres sich hinauszieht — oft recht mißlich , daß die Pläne
und Kostenvoranschläge schon fast ein volles Jahr vor dem
Zeitpunkt der Baueinleitung sestgestellt sein müssen , um
wieviel mehr im Eisenbahnwesen mit seinen großen Bau¬
werken und Lieferrmgen , die auch meist über mehrere
Jahre sich erstrecken. Die in der jüngeren Zeit mehrfach
hervorgetretenen allzu starken Unterschiede zwischen An¬
forderung und Verwendung — hier große Ueberschrei -
tungen , dort ebensolche Kreditreste — , häufige Äenderun -
gen an den genehmigten Plänen während des Bauvoll¬
zugs , auch die umfangreichen Budgetnachträge sind nicht
zum wenigsten auf diesen Umstand und insbesondere auch
auf die Hast zurückzusühren , mit der die Prüfung der An¬
forderungen der Eisenbahnverwaltung durch das Vorge¬

setzte Mimsterium und Erörterungen zwischen diesem
und dem Finanzministerium seither abgewickelt werden
mußten . Dies wird sich bessern , wenn die Entwürfe
nicht schon im Sommer und Herbst während der lebhafte¬
sten Bautätigkeit fertig zu stellen sind und wenn die Prii -
sung und endgültige Feststellung der Anforderungen an
Hand des Abschlusses der Baurechnung für die abgelau¬
fene Haushaltsperiode geschehen kann . Ist so von der
Rückkehr zu dem früheren Verfahren ein gründlicher
durchgearbeiteter Etat zu erwarten , so darf ich anderseits
hervorheben , daß der Zweck , den man seinerzeit beim Auf¬
geben dieses Verfahrens im Auge hatte , seit länger schon
nur unvollkommen erreicht worden ist. Mit der Vorlage
des Eisenbahnbauetats gleichzeitig mit dem Voranschlag
der allgemeinen Staatsverwaltung und der Eisenbahn¬
betriebsverwaltung sollte von vornherein ein Ueberblick
über den gesamten Ausgabebedarf der neuen Haushalts¬
periode geboten werden : allein seit einer Reihe von
Landtagen müßten gerade aus dem Gebiet des Eisen¬
bahnbaues fast regelmäßig Nachtragssorderungen von
solchem Umfang eingebracht werden , daß der zu Ausang
des Landtages entzifferte Ausgabebedarf wesentlich sich
vergrößerte . Und für den Fortgang der Arbeiten des
Landtages wird es kaum als ein Nachteil empfunden wer¬
den , wenn — wie bis 1887 geschehen — der Eisenbahn¬
bauetat und der daraus gegründete Etat der Eisenbahn¬
schuldentilgungskasse erst mit der Nachweisung über den
Fortgang des Eisenbahnbaues zur Vorlage kommen :
denn die landständische Prüfung dieser Nachweisung ist
— ganz sachgemäß — auch seither der des Eisenbahnbau¬
etats jeweils vorangegangen . Die Prüfung des letzteren
wird aber auch erleichtert , wenn die Neusorderungen an
die entsprechenden Fortgangsnachweisungen sich anschlie¬
ßen und Nachtragsforderungen wegfallen oder doch nur
ganz ausnahmsweise noch Vorkommen .

Hauptabschluß des Staatsvoranschlags
für 1908 und 1909 und Vergleichung mit

jenem für 1906 und 1907 .
Bei den Betrachtungen über den Inhalt - des neuen

Staatsvoranschlages glaube ich der Darstellungsweise
meiner Herren Amtsvorgänger folgen zu sollen .

Der ordentliche Etat schließt ab
in den Ausgaben mit jährlich . 85 853 193 M . ,
in dÄi Einnahmen mit jährlich . 87 877 711 „

also mit einem Einnahmeüber¬
schuß von jährlich . . . . 2 024 618 M .,

und für beide Jahre zusammen
von . 4 049 036 „

Faßt inan im Sinne der früheren Darstellungen die
Einzeletats des ordentlichen Budgets in zwei Gruppen
zusammen , in die eigentlichen Auswandsetats auf der
einen , in die Einnahmeetats , d . h . die Etats der die eigent¬
lichen Staatseinkünfte liefernden Verwaltungszweige des
Finanzressorts auf der andern Seite , und setzt man über¬
all nur die Nettobeträge ein , so ergibt sich folgendes
Bild :

Die Auswandsetats der fünf Ministerien und
der Oberrechnungskammer ergaben für 1906/07 einen
Jahresbetrag von 45 326 387 Mark ; sie erfordern für
die nächste Haushaltsperiode einen solchen von 47 629 197
Mark , d . i . 2 302 810 Mark oder 5,1 v . H . mehr . Gegen¬
über der Ausgabesteigerung im Finanzgesetz für 1906/07
mit 8,1 v . H . ergibt sich hiernach eine Verbesserung von
3 v . H . , die aber nicht aus eine tatsächliche Verminderung
des Ausgabebedarfes , sondern in der Hauptsache auf be¬
sondere Umstände zurückzusühren ist . Während nämlich
im letzten Staatsvoranschlag an gestundeten Matrikular -
beiträgen für 1906 die Summe von 1,9 Millionen Mark



oder durchschnittlich jährlich rund 1 Milion Mark bereit¬
gestellt war , ist in den Jahren 1908/09 infolge der in¬
zwischen reichsgesetzlich festgelegten dreijährigen Stun¬
dung und der teilweisen Abbürdung jener Beiträge nur
mit einer Zahlung von 940 000 Mark oder jährlich
470 000 Mark zu rechnen . Dabei sind die damals wei¬
ter vorgesehenen gestundeten Matrikularbeiträge für
1904 und 1905 mit 2,3 Millionen Mark ganz außer Be¬
tracht gelassen , weil um den gleichen Betrag der Zuschuß
der allgemeinen Staatsverwaltung an die Eisenbahn-
schuldentilgungskasse gekürzt war , in dieser Beziehung
also das Budgetbild der Nettoausgaben unberührt ge¬
blieben ist.

Läßt man die Beziehungen zum Reich und die hiermit
im Zusammenhang sichende Kürzung jenes Zuschusses
ganz außer Rechnung, so bleibt eine Auswandssteigerung
für Zwecke der Landesverwaltung für 1908/09 von 5,9
v . H. oder im Vergleich zu der gleichartigen Steigerung
vor zwei Jahren mit 7,3 v . H. eine Verbesserung von 1,4
v. H . Diese Verbesserung ist aber im wesentlichen nur
damit zu erklären , daß die Ausgabesteigerung im ordent¬
lichen Etat für 1906/07 infolge der Finanzierung der
Lehrervorlage mit jährlich rund 750 000 Mark eine un¬
gewöhnlich große gewesen ist . Eine ungleich größere
Steigerung wird allerdings im ordentlichen Etat für
1908/09 sich ergeben, wenn erst die für die gchlante Auf¬
besserung der Beamtenbezüge erforderlichen Mittel einge¬
stellt sein werden.

Die Einnahmeetats bieten für die künftige
Haushaltsperiode eine erfreuliche Erscheinung in doppel¬
ter Hinsicht : die Staatseinkünfte sind nicht nur im Ver¬
gleich zu der letzten Periode gewachsen , sie sind auch, was
besonders ins Gewicht fällt , in stärkerem Maße gewachsen
als die Ausgaben . Während nämlich im Staatsvoran¬
schlag fiir 1906/07 gegenüber jenem für 1904/05 mit
einer Einnahmesteigerung von nur 3,98 v . H . gerechnet
worden ist, konnten für 1908/09 die Nettoeinnahmen
auf jährlich 49 663 715 Mark , d . i . gegenüber dem ent¬
sprechenden Satz für 1906/07 mit 44 969 638 Mark um
4 684 177 Mark — 10,42 v . H. höher veranschlagt wer¬
den . Und dieser Einnahmesteigerung gegenüber sind die
Aufwandsetats für 1908/09 , wie schon bemerkt , im gan¬
zen um 6,1 v . H . oder, wenn die finanziellen Beziehungen
zum Reich außer Betracht gelassen werden, um 5,9 v . H .
gestiegen .

*

Entzifferung der Aufwandsetats nach
M i n i st e r i e n.

Nach Ministerien verteilt ergeben sich in den Auf¬
wandsetats folgende Abweichungen gegenüber dem
durch das Finanzgesetz für 1906/07 festgestellten Staats¬
voranschlag — in Nettobeträgen :

Beim Staatsministerium erscheint eine Minderaus¬
gabe von rund 1 350 000 Mark — 19,7 v . H . , die in der
Hauptsache in der bereits erwähnten Hinausschiebung
des Zahlungstermins für gestundete Matrikularbeiträge
begründet ist.

Der Etat des Ministeriums des Großherzoglichen Hau¬
ses und der auswärtigen Angelegenheiten schließt ab mit
einer Mehrausgabe von 19 000 Mark — 5,6 v . H . Die
Steigerung beruht vorwiegend in der angestrebten Ver¬
stärkung des Ministeriums durch einen bautechnischen
Rat und durch weitere Hilfskräfte , was zur wirksamen
Leitung und Beaufsichtigung des Eisenbahnwesens für
notwendig erachtet wird .

Beim Ministerium der Justiz , des Kultus und Unter¬
richts ergibt sich im ganzen eine Mehrausgabe gegen bis¬
her von 978 000 Mark oder 5,6 v . H . , wovon auf das
Ministerium selbst rund 12 000 Mark oder 5,2 v . H . , auf

die Gerichte und Staatsanwaltschaften 244 000 Mark
oder 7 v . H . , auf das Unterrichtswesen 565 000 Mark
oder 6,7 v . H . entfallen . Bei diesen Verwaltungszweigen
macht die gesteigerte Tätigkeit der Behörden hauptsächlich
infolge der Entwicklung des Wirtschaftslebens überhaupt
und der Bevölkerungszunahme in den Städten sich gel¬
tend in sachlichen Bedürfnissen und persönlichem Auf¬
wand ; auf die Vermehrung und Umwandlung von Be¬
amtenstellen aller Art ist die erhöhte Forderung vorwie¬
gend zurückzuführen. Besonders umfangreich sind auch
diesmal wieder die Mehrforderungen auf dem Gebiete
des Unterrichtswesens, wo unabweisbare Bedürfnisse nach
Erweiterung bestehender Anstalten , Vermehrung der
Lehrkräfte und der zur Ausbildung der letzteren nötigen
Einrichtungen der Befriedigung harren . Won dem Mehr¬
bedarf der Unterrichtsverwaltung entfallen auf die höhe¬
ren Unterrichtsanstalten 226 000 Mark , auf die Lehrer¬
bildungsanstalten 120 000 Mark , auf die Realmittel¬
schulen 90 000 Mark , auf die Volksschulen 286 000 Mark
und nach Abzug der Mehreinnahme an Beiträgen der
Gemeinden 77 000 Mark .

Beim Ministerium des Innern ist die Aufwandssteige¬
rung mit im ganzen 1,2 Millionen Mark oder 8,7 v . H.
nahezu doppelt so hoch , wie vor zwei Jahren , wo sie nur
1,4 v . H . betragen hat . Wenn hierbei auch der Staats¬
beitrag für die Rindviehversicherung, der diesmal in Höhe
von jährlich 170 000 Mark statt im außerordentlichen int
ordentlichen Etat vorgesehen ist , der richtigen Vergleichung
wegen außer Betracht gelassen wird , so verbleibt im¬
mer noch eine Aufwandssteigerung von rund 1 Mil¬
lion Mark oder 7,4 v . H . Auch hier sind die allgemeinen
Ursachen der Ausgabesteigerung im wesentlichen diesel¬
ben , wie ich sie vorhin beim Etat der Jusüz - und Unter¬
richtsverwaltung genannt habe. Von der Mehrforderung
entfallen auf das Ministerium selbst 25 000 Mark —
7,6 v . H . , auf den Etat für Gewerbeaufsicht und Durch¬
führung der sozialen Gesetze 30 000 Mark — 32,1 v . H . ,
wovon allerdings die Hälfte auf die Uebertragung der bis¬
her utiter anderm Titel gebuchten Tagegelder und Reise¬
kosten der Fabrikinspektion zu rechnen ist, auf die Be¬
zirksverwaltung und Polizei 441 000 Mark — 8,7 v . H . ,
auf milde Fonds und gemeinnützige Anstalten 46 000
Mark — 35 , 4 v . H . , auf die Heil - und Pflegeanstalten ,
insbesondere infolge der Inbetriebsetzung weiterer Teile
der neuen Anstalt in Wiesloch, 144 000 Mark — 22,0
ö . H ., auf Förderung der Gewerbe und für das gewerb¬
liche und kaufmännische Unterrichtswesen, Hauptsächlich in
Rücksicht auf die fortschreitende gewerbliche Entwicklung
des Landes und die gesteigerten Anforderungen für Han¬
delsschulen , 202 000 Mark = 19,8 v . H . , auf Förderung
der Landwirtschaft 205 000 Mark — 32,7 v . H . , wovon
allerdings der größte Teil mit 170 000 Mark auf die
bereits erwähnte Uebertragung des Staatszuschusses zur
Rindviehversicherung vom außerordentlichen in den or¬
dentlichen Etat entfällt .

Der Auswandsetat des Finanzministeriums schließt
zivar im ganzen gegen bisher ungünstiger ab um
1 458 000 Mark = 22,5 v . H . , jedoch ist diese Mehrforde¬
rung zum größten Teil eine scheinbare , weil im Staats¬
voranschlag für 1906/07 der Zuschuß aus der allgemeinen
Staatsverwaltung an die Eisenbahnschuldentilgungskasse
von jährlich 2 Millionen Mark um 1,15 Millionen Mark
gekürzt war , während er diesmal wieder im vollen Be¬
trag eingestellt ist . Ohne jene Kürzung , die übrigens , wie
schon gesagt, nicht zum Vollzug gekommen ist, würde im
vorliegenden Staatsvoranschlag nur ein Mehraufwand
von 308 000 Mark oder 5,5 v . H. zu verzeichnen sein , der,
wie in der ablausenden Hanshaltsperiode , so auch dies¬
mal hauptsächlich durch die fortdauernde Steigerung der
Ausgaben für Rrthegehalte und Hinterbliebenenversor-



gung veranlaßt ist. Eine Einschränkung dieser auf Ge¬
setz beruhenden Ausgaben ist ausgeschlossen .

Die Einnahmeetats weisen gegenüber dem letz¬
ten Staatsvoranschlag durchweg günstigere Schlutzzahlen
auf, und zwar die Forst - und Domänenverwaltung um
510 000 Mark — 12,6 v . H . , die Salinenverwaltung um
90 000 Mark — 25,5 v . H., die Steuerverwaltung um
1,1 Millionen Mark — 10,1 v. H .

Der außerordentliche Etat insbe¬
sondere .

Bon den Anforderungen des außerordentlichen
Etats im Bruttobetrag von 11 763 555 Mark und im
Nettobetrag von 10 161 235 Mark treffen :

auf das Ministerium der Justiz ,
des Kultus und Unterrichts . . 4 552 790 M . ,

auf das Ministerium des Innern . 5 223 820 „
auf das Ministerium der Finanzen 384 625 „

Das Ministerium der Justiz , des Kultus und Unter¬
richts fordert für die Justiz - und Strafanstaltenverwal¬
tung (meist für Gerichts - und Gefängnisbauten )
1 623 000 Mark, darunter die vierte Rate für das neue
Landesgefängnis in Mannheim mit 1 100 000 Mark , für
den Kultusetat 75 000 Mark , für das Unterrichtswesen
2 737 000 Mark . Unter den letztgedachten Forderungen
hebe ich hervor : die dritte Rate für den Neubau eines
Kollegienhauses der Universität Freiburg mit 300 000
Mark , den Neubau für die Nervenabteilung der Psychia¬
trischen Klinik daselbst mit 150 000 Mark , die erste Räte
für den Neubau eines Gymnasiums in Konstanz mit
350 000 Mark , die Raten für den Neubau zweier Lehrer¬
seminare in Freiburg und Heidelberg mit 736 000 Mark ,
sowie die Staatsbeihilfe an bedürftige badische Gemeinden
für Schulhausbauten mit 150 000 Mark .

Im außerordentlichen Etat des Ministeriums des
Innern sind an größeren Anforderungen enthalten : die
Staatsunterstützung für Kreisstraßen und Gemeinde¬
wege und die Beiträge an unbemittelte Gemeinden zu
Wasserversorgungsanlagen je mit 300 000 Mark , eine
vierte Rate für die Heil - und Pflegeanstalt bei Wiesloch
mit 1 875 000 Mark , die zweite Rate für den Neubau
einer Kunstgewerbeschule in Pforzheim mit 410 000
Mark , wovon übrigens als Beitrag der Stadt Pforz¬
heim 160 000 Mark in Einnahme erscheinen , für Förde¬
rung der Landwirtschaft 133 000 Mark , endlich für die
Wasser - und Straßenbauverwaltung 1 898 000 Mark ,
darunter für den Neubau der Auerbrücke in Pforzheim
200 000 Mark und die Rheinregulierung zwischen Son¬
dernheim und Straßburg 1 235 000 Mark .

Das Finanzministerium fordert im außerordentlichen
Etat zunächst zu Lasten des Domänengrundstocks 468 000
Mark , darmnter eine zweite Rate von 100 000 Mark für
Instandsetzung verschiedener Nebengebäude des Bruch-
saler Schlosses im Anschluß an die beendigten Restaura¬
tionsarbeiten , ferner 183 000 Mark für Erstellung von
Forstamts - und Forstwartsgebäuden und 120 000 Mark
als erste Rate für Herstellung einer Straßen - und Ent¬
wässerungsanlage auf domänenärarischem Gelände der
Gemarkung Dürrheim . Zu Lasten der allgemeinen
Staatsverwaltung werden 384 000 Mark verlangt , wo¬
von der größte Teil auf die Beschaffung von Dienst- und
Wohngebäuden im Bereich der Steuer - und Zollverwal¬
tung entfällt .

Voranschlag des a u s g e sch i e d e n e n Ver¬
waltungszweigs der Staatseisen¬

bahnen .
Der Voranschlag der Eisenbahnbetriebsverwaltung für

1908/09 stellt sich jährlich

für die Einnahmen auf . . . 101 163 800 M . ,
für die Ausgaben auf . . . . 78 516 400 »

so daß sich ein Einnahnieüberschuß er¬
gibt von .

gegenüber 16 190 050 Mark in der
22 647 400 M . ,

Budgetperiode 1906/07 .
Hierzu tritt der Anteil an den

Reineinnahmen der Main -Neckar-
Bahn mit jährlich . 891 400

zusammen . . 23 538 800 M .
Unter Berücksichtigung des Fehl¬

betrags der Bodensbedampfschiff -
fahrt mit . 63 390 "

ergibt sich ein Nettobetrag an Eisen-
bahngefällen von . 23 475 410 M .

Gegenüber dem Voranschlag fiir
1906/07 mit . . 17 092 210 »

bedeutet dies eine Verbesserung von . 6 383 200 M .

Diese Verbesserung ist aber insofern nur eine scheinbare,
als sie in der Hauptsache auf eine Aenderung des seit¬
herigen Verfahrens bei Veranschlagung der Transport¬
einnahmen zurückzuführen ist, wodurch bezweckt wird , die
Einnahmesätze mehr, als es bisher der Fall war , der
Wirklichkeit anzupassen . Während nämlich für 1906/07
die Einnahmen aus dem Personenverkehr nach dem drei¬
jährigen Rechnungsdurchschnitt veranschlagt waren , ist
diesmal vom Rechnungsergebnis des letztabgeschlosseuen
Jahres 1906 ausgegangen und dadurch ein um 1 Mil¬
lion Mark höherer Anschlag erreicht worden. Beim Gü¬
terverkehr hat man einen jährlichen Einnahmezuwachs
von 3sch v . H . angenommen und dadurch gegenüber bem
seitherigen Verfahren ein Mehr von 5,2 Millionen Mark
erzielt . Ohne diese Aenderung der Veranschlagungs -
Weise würde von einer Verbesserung des Voranschlages
nicht gesprochen werden können , da in diesem Fall das
Mehr an Einnahmen gerade ausgereicht hätte , um die in
annähernd gleichem Maße eingetretene Steigerung der
Ausgaben auszugleichen. Die erhebliche Ausgabesteige-
rung ist namentlich beim Personalaufwand durch Ver¬
mehrung des etatmäßigen und sonstigen Personals und
Erhöhung der Arbeitslöhne, sodann aber auch auf sach¬
lichem Gebiete durch Steigen der Materialpreise hervor¬
gerufen . Dazu konimt , daß nach dem Vorgang anderer
deutscher Staatsbahnverwaltungen die Kosten größerer
Ergänzungen von baulichen Anlagen künftig bis zum Be¬
trag von 100 000 Mark (statt bisher 50 000 Mark ) aus
Betriebsmitteln bestritten werden sollen , so daß fernerhin
erst Beträge von über 100 000 Mark in den außerordent¬
lichen Etat , den Bauetat , einzustellen sind .

Wie die für 1908 und 1909 zu erwartenden Abliefe¬
rungen der Eisenbahnverwaltung zu dem Jahresbedarf
der Eisenbahnschuldentilgungskasse an Verwaltungsko -
stcn, Zinsen und Tilgungsbetreffnissen sich verhalten ,
dies darzulegen muß ich mir Vorbehalten, bis ich die
Ehre haben werde , die Etats des Eisenbahnbaues und
der genannten Kasse Ihnen vorzulegen.

Schlußwort .
Ich komme zum Schluß . Der neue Staatsvoranschlag

hat in den Endziffern günstiger sich gestaltet als eine
Reihe seiner Vorgänger . Trotz des abermals beträcht¬
lich gestiegenen Ausgabebedarfes ergibt sich im ordent¬
lichen Etat ein Einnahmeüberschuß, durch den der Ueber-
schuß der außerordentlichen Ausgaben zu etwa V » gedeckt
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erscheint . Dabei ist auch der außerordentliche Etat ge¬
genüber dem Entwurf des Staatsvoranschlages für
1906/07 namhaft reichlicher ausgestattet ; ich glaubte dies
angesichts der Erleichterung in der Spannung unserer
Finanzen vertreten zu können . Als gespannt ist die Fi¬
nanzlage aber immer noch zu bezeichnen , denn es liegt
eben doch wiederum ein Fehlbetragsbudget vor . Ter
größere Teil der Nettoausgaben des außerordentlichen
Etats ist durch den Einnahmeüberschuß des ordentlichen
Etats nicht gedeckt ; und nach Einbezug der restlichen An¬
forderungen aus früheren Haushaltsperioden bleibt , ob¬
schon die im umlaufenden Betriebsfonds angesammelten
verfügbaren Mittel in vollem Betrag und die Aktiv¬
zinsen der Amortisationskasse wie seither in Anspruch
gcnoinmen werden , noch ein Fehlbetrag von 8,67 Millio¬
nen Mark , der auf das Vermögen der Amortisationskasse
oder — sagen wir — auf künftige Ueberschüsse verwiesen
werden soll. Ist der Betrag auch um 5,5 Millionen Mark
kleiner als der entsprechende Fehlbetrag im Finanzgesetz
für 1906/07 (gegenüber dem ersten Entwurf dieses Ge¬
setzes ist der Minderbetrag nur 3,2 Millionen Mark ) , so
besteht anderseits nicht in gleichem Grad die Hoffnung ,
beiin Vollzug des Staatsvoranschlags das Fehlende zu
erlvirtschaftcn . Denn vor zwei Jahren war das Erwerbs¬
leben in raschem Aufblühen begriffen und die hierauf
gegründete Erwartung , daß durch kräftig wachsende Ein¬
nahmen der voranschlagsmäßige Fehlbetrag im Rech¬
nungsabschluß verschwunden sein werde , hat denn auch
nn Jahre 1906 stch erfüllt und wird Wohl für das Jahr
1907 ebenfalls zutreffen . Daß aber in ähnlichem Maß ,
wie :n diesen Jahren des wirtschaftlichen Hochstandes ,
die Staatseinnahmen weiterhin wachsen werden , dafür
besteht keinerlei Gewähr ; die Erwirtschaftung ausgiebi¬
ger Ueberschüsse ist daher fragwürdig . Möglich , daß der
verniutlich bevorstehende wirtschaftliche Rückgang erst in
den Staatseinkünften der nächstfolgenden Haushalts -
Periode schärfer zur Wirkung kommt ; damit wäre wenig
gewonnen . Denn in den Jahren 1910/11 wird die , wie
inan heute besorgen Niuß , unabwendbare Verschlechterung
ilnseres finanziellen Verhältnisses zum Reich unseren
Haushalt schwer belasten und — wie letzt schon bekannt
— abermals ein großer Ausgabebedars fiir verschiedene
wichtige Staatsbedürsnisse sich geltend machen . Unter
solchen Uinständen muß darnach getrachtet werden , daß
die Rechnung der Jahre 1908/09 nicht nur ohne Fehl¬
betrag abschließe , sondern — wo immer möglich — noch
eine ansehnliche Rücklage im Betriebsfonds gestatte . Da -
ran darf auch die beabsichtigte Aufbesserung der Bezüge
der Beamten nichts andern ; für diesen bedeutenden und
mit innerer Notwendigkeit in den kommenden Jahren
steigenden Mehraufwand wird vielmehr dauernd wir¬
kende Deckung beschafft werden miissen , wenn anders die
in unfern Finanzen eingetretene mäßige Besserung nicht
alsbald wieder einer druckenden Lage weichen soll. Die
Besserung festzuhalten , den Staatshaushalt allmählich
wieder so zu kräftigen , daß er auch in ^ kommenden mage¬
ren Jahren die Mittel bietet , in der staatlichen Forde¬
rung der allqemeiiien Kultur - und Wohlfahrtszwecke fort -
znschreiten , dies war ein leitender Gesichtspunkt benn
Aufbau des neuen Staatsvoranschlaqes , den ich nunmehr
— vertrauend , daß Sie solchem Bestreben Ihre Mitwir - ,
kung leihen werden , daß auch Sie , hochgeehrte Herren ,
durchdrungen sind von dem Gedanken , daß ein Staat
angeiehen und stark nur sein kann , wenn auch seine Fi¬
nanzen gesund sind — m Ihre Hände lege .

Endlich habe ich die Ehre , im Allerhöchsten Aufträge
Seiner Königlichen Hobelt des Großherzogs Ihnen den
Gesetze n t w u r s über die Steuererhebung
i n d e n M o nat e n I a n u a r b i s mi t I u n i 1 9 0 8
vonzulegen -. Auch dieser Vorlage möchte ich niir gestatten
einige Begleitworte beizufngen .

Das Gesetz über die Forterhebüng der Steuer in deii
ersten Monaten der nerien Haushaltsperiode wird in der
Regel als eine mehr formale Sache behandelt und in bei¬
den Häusern des Landtages ohne Erörterung rasch und
glatt erledigt . Nur zweimal , wenn man zurückblickt, war
es anders : auf dem Landtage 1891/92 , als die Großh .
Regierung eine Steuerermäßigung vorgeschlagen hatte ,
und dann auf dem Landtage 1885/86 , als das Gesetz über
die Einkoninrenssteuer in Kraft treten sollte und deshalb
schon in dem Notgesetz der Steuerfuß für die Einkommens¬
steuer festgesetzt werden mußte .

Ein ähnlicher Fall liegt diesmal vor . Mit dem 1 . Ja¬
nuar 1908 tritt das Vernrögenssteuergesetz in Kraft . Voii
diesem Tage an können die Ertragssteuern nicht niehr er¬
holen werden . An ihre Stelle tritt die Vermögenssteuer .
Mit dem Einzug der Steuer muß aber zu Jahresanfang
begonnen werden , und so ist es erforderlich , in dem Gesetz
über die Forterhebung der Steuern auch den Abgabesatz
für die Vermögenssteuer zu bestimmen .

Ter angestrengten Arbeit der Steuerbehörden ist es ge¬
lungen , die Veranlagung zur Vermögenssteuer im erstell
Drittel dieses Monats für das ganze Land sertigzustellen ,
und schon heute bin ich in der Lage , Ihnen ein Tabellen¬
werk zu überreichen , das die Solleinnahmen an Grund - ,
Häuser - , Gewerbe - lind Kapitalrentensteuer für 1907 dem
von der Vermögenssteuer nach der Veranlagung zu er¬
wartenden Betrage gegenüberstellt . Das Tabellenwerk ist
in großer Eile hergestellt ; es mag sein , daß es da und
dort iwch eine kleine Berichtigung wird erfahren inüfsen .
Binnen kurzem hoffe ich Ihnen aber mich ein zweites Ta -
bellenwert zu überreichen , das diese Gegenüberstellung
gibt mit den Ziffern über die einzelnen Vermögensbestand -
teile . Indes schon aus der heutigen Darstellung , die nur
bte Gesamtziffern nach Amtsbezirken und Orten gibt , be-
tomnit man den Eindruck , daß die durch die Ausgestaltung
des Vermögenssteuergesetzes beabsichtigte Lastenverschie -
biing im wesentlichen erreicht ist , vor allem eine Ent¬
lastung des ländlichen Grundbesitzes und eine stärkere Be¬
lastung des städtischen Besitzes .

In der Darstellung ist der Satz der Vermögenssteuer zu
12 Pfennig von 100 Mark Sterierkapital angenommen ,
uiid das ist derSatz , d e n die Großh . Regie¬
rung I h n e n v o r s chl ä gt . Bei den Verhandlungeü ,
die dem Zustandekommen des Vermögenssteuergesetzes
vorangegangen sind , war man von vornherein darüber
einig , daß diese Steuer unter allen Umständen minde¬
stens das zu liefern habe , was die Ertragssteuern gebrachl
haben . Mehr und mehr kam man aber angesichts des fort¬
währenden Wachsens der Staatsausgaben doch! zu der An¬
sicht , daß die Steuer auch ein Mehrertzrägnis bringen solle.

Wie gestalten sich nun die Zahlen ? Die Ertragssteuern
batten , wenn ste im Fahre 1908 noch erhoben würden , mit
Riickstcht auf den durchschnittlichen Zuwachs , den man d<r-
bei in Rechming ziehen muß , 9,3 Millionen Mark gelie¬
fert . Die Summe der Vermvgenssteuerwerte beläuft sich
auf 8 Milliarden , genau auf 8662 Millionen . Bei eineni
Steuersatz von 10 Pfennig , von dem zu Anfang der Er¬
örterungen über die Vermögenssteuer die Rede gewesen
war , würde man also nur 8,6 Millionen erhalten , also
700 000 Mark weniger als das Auskommen aus den Er -
tragssteiiern .

Wenn - man das Ergebnis aus deii Ertragssteuern und
der Vermögenssteuer gleich bemesseri wollte , so käme man
auf einen Satz von 10,8 , also rund 11 Pfg . Bei 12 Pfg .
erhält man aber durch die Vermögenssteuer ein Mehr voii
1 032 641 Mark . Ta aber auch eine Anzahl von Beschwer¬
den , wie das bei der erstmaligen Veranlagung einer
Steuer begreiflich ist , vorliegen , denen voraussichtlich
wenigstens teilweise wird Folge gegeben werden müssen ,
so wird man rund den Mehrertrag auf 1 Million anneb -
men können .



Indem die Großh . Regierung Ihnen diesen Steuersatz
vorschlägt, beabsichtigt sie , den Mehrertrag zu verwenden,
um eine Maßregel durchführen zu können, die einen Aus¬
fall an den Staatseinnahmen im Betrag von über 800 000
Mark bedeutet, nämlich die Aufhebung der
F l e i s ch st e u e r . (Bravo !)

Ueber diese Steuer ist in diesem hohen Hause vielfach
verhandelt worden . Tie Großh . Negierung hat schon seit
Jahren , noch drirch den Mund des Finanzminrsters Bu -
chenberger , zu erkennen gegeben , daß sie diese Steuer theo¬
retisch nicht für einwandfrei halte , daß man sie nicht mehr
einführen würde , wenn sie nicht bestünde . Man war sich
darüber klar , daß sich die Steuer nicht mehr lang werde
halten lassen ; allein man trug doch Bedenken und mußte
Bedenken tragen , einen so beträchtlichen Ausfall an einer
indirekten Steuer schlechthin hinzunehmen . Man glaubte ,
mit der Maßregel warten zu müssen , bis gewissermaßen
ein Ersatz geboten und die ganze Finanzlage derart ge¬
sichtet ist, daß man jeden Verzicht vertreten kann . Tie
Großh . Regierung glaubt , daß dieser Zeitpunkt jetzt ge¬
kommen ist. Zwar ist unsere Finanzlage gegenwärtig kei¬
neswegs glänzend und vor allem sind die Aussichten für
die nahe Zukurrft recht trübe . Allein man muß sich doch
sagen , wenn es zufolge der Bestimmungen im Zolltarif¬
gesetz vom 1 . April 1910 ab den Gemeinden versagt ist,
eine Abgabe vom Fleisch zu erheben, dann steht es dem
Staat nicht gut mehr an , eine Steuer von diesem Nah¬
rungsmittel einguziehen. (Bravo ! bei den Sozialdemokra¬
ten .) Diese Steuer besteht im Reich außer in Baden zur
Zeit nur noch inr Königreich Sachsen und in Sachfen-
Altenburg . Ich darf hoffen — ich glaube , es schon aus
Ihren zustimmenden Rufen bestimmt erwarten zu dürfen
—, daß Sie diesem Vorschlag der Großh . Regierung gerne
zustimimen werden.

Eine Gesetzesvorlage wegen Aufhebung der Fleisch¬
steuer kann nicht Wohl alsbald eingebracht werden , weil
es sich hier eben zunächst nur um eine vorläufige Bestim-
mung des Satzes für die Vermögenssteuer handelt . So¬
bald aber sicher ist , daß der Satz von 12 Pfg . mindestens
(Heiterkeit) im Finanzgesetz endgültig erscheinen wird ,
iv-ird die Grotzh . Regierung nicht säumen , Ihnen ein
Gesetz , das die Aufhebung der Fleischsteuer ausspricht,
vorzulegen.

Noch mit einer minderwichtigen Frage werden Sie sich
bei der Beratung des Gesetzes über die Forterhebung der
Steuern zu befassen haben . Es betrifft die Beförsterungs -
steuer. Zwar wird in dem Gesetzentwurf eine Aenderung
des Steuerfußes nicht vorgeschlagen : er soll beibehalten
werden. Aber eben diese Beibehaltung bedeutet eine
Steuererhöhung . Die Steuer wird erhoben nach Maßgabe
des Wertanschlages der Gemeinde - und Körperschafts-
Waldungen : da nun bei der neueren Veranlagung diese
Wertsumme bedeutend gestiegen ist , so wäre , wenn nur
das gleiche Erträgnis von der Beförsterungssteuer ge¬
liefert werden sollte , der Steuerfuß entsprechend herab¬
zusetzen. Die Großh . Regierung schlägt Ihnen die Beibe¬
haltung des jetzigen Steuersußes vor , um damit das frü¬
her für richfig erkannte Verhältnis zwischen dem Aufwand ,
Körperschaftswaldungen erwächst , und dem Ersatz , der in
der Form dieser Steuer von den Waldeigentümern gelei¬
stet wird , wieder herzustellen. Bezüglich der Einzelheiten
glaube ich, aus die dem Gesetz beigegebene Begründung
verweisen zu dürfen .

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten .

Zu Ziffer 1 derselben (Bildung der definitiven Ab -
teilungen ) werden auf Anregung des Abg . G i e ß l e r
(Zentr .) die gestern gebildeten provisorischen Abteilungen
für definitiv erklärt ; Vorsitzende und deren Stellvertreter
bleiben beibehalten.

Zu Ziffer 2 der Tagesordnung (Bildung und Verstär¬
kung der ständigen Kommissionen sowie einer Kommission
für Justiz und Verwaltung ) teilt Abg . Dr . Binz (natl )
mit , daß sich die Kommffsionen zufolge Vereinbarung der
Parteien folgendermaßen zusammensetzen sollen :

l . B u dg e tko in m i s s i o n :
Tie Abgg . Breitner , Kopf , Gießler , Hergt , Neuhaus .

Schüler , Dr . Schofer, Df . Frank , Kolb, Süßkind , Dr .
Wilckens , Pfefferle , Dr . Binz , Dr . Lbkiicher, Rebmann .
Sänger , l )r . Heimburger .

II . P etit io n s ko m mis sio n :
Tie Abgg . Belzer, Tieterle , Frhr . v . Gleichenstein,

Schmidt -Karlsruhe , Wiest .
' Wiedemann-Bruchsal, Witte -

mann -Donaueschingen, Cramer , Rösch , Gierich, Rohr -
hurst, Müller . Meyr -Lahr , Hilbert , Brodmann , Leiser.
Ihrig .

III . K ommi s s i o n für Eisenbahnen und
Straßen :

Tie Abgg. Armbruster , Blümmel , Tufner , Geppert ,
Morgenthaler , Weißhaupt . Horst, Pfeiffle , Reiff , Bonsch
bach, Dr . Weigoldt , Neuwirth , Ouenzer , Brodmann , Lei¬
ser , Neck , Frühauf .

IV . Kommission für Geschäftsordnung ,
Archivariat und Bibliothek :

Die Abgg. Hennig , Gießler , Görlacher, Dr . Zehnter ,
Geck , Wittum , Dr . Blankenhorn , Franz , Venedey.

V . K o m m i s s i o n für Justiz und
Verwalt » ng.

Tie Abgg . Büchner , Gießler , Schmunck , Frhr . von
Mentzingen, Wittemann -Tonaueschingen, Schmidt -Bretten ,
Dr . Frank , Geck , Dr . Binz , Dr . Obkircher , Dr . Schnei¬
der , Meyr -Lahr , Venedey .

Das Haus ist mst dieser Art der Kommissionsbildung
einverstanden.

Zwecks Konstituierung der Kommissionen wurde die
Sitzung hierauf unterbrochen.

Nach Wiederaufnahme der Sitzung trifte der Präsi -
de n t mit , daß zu Vorsitzenden und Stellvertretern der
einzelnen Kommissionen bestmimt worden seisir :

I . Budgetkommission :

Abg . Dr . Wilckens (natl . ) Vorsitzender , Abg . Gießler
( Zentr .) Stellvertreter .

II . P etiti o n s ko m mi ssion :

Abg. Schmitt -Karlsruhe ( Zentr .) Vorsitzender , Abg .
Rohrhurst (natl . ) Stellvertreter .

l l I . K o m m i s s r o n für Eisenbahnen und
Straßen :

Abg . Dr . Weygoldt (natl . ) Vorsitzender , Abg . Arm¬
bruster ( Zentr .) Stellveetreter .

IV . K o m m i s s i o n für Geschäftsordnung ,
Archivariat und Bibliothek :

Abg . Venedey (Dem.) Vorsitzender, Abg . Dr . Zehn¬
ter (Zentr .) Stellvertreter .

V . KommissionfürJustizundVerwaltung .

Abg . Gießler ( Zentr . » Vorsitzender . Abg . Dr . Binz
(natl . ) Stellvertreter .
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Auf Vorschlag des Präsidenten werden hierauf
verwiesen :

Ter Vertrag , betreffend die Vergebung der Druckarbci -
ten für den Landtag 1907/08 , der Geschäftsordnungskom¬
mission ,

der Gesetzentwurf über die provisorische Steuererhebung
in den Monaten Januar bis mit Juni 1908 der Dudgel -
kcrrmiission.

Hierauf werden folgende Einläufe angczeigt :

Petitionen :

1 . des Unlererhebers Wilhelm Heck in Durmersheim
um etatsmäßige Anstellung .

2 . des pensionierten Bahnwärters Anton Eckert in
Heinstadt um Unterstützung ,

9 . Des pensionierten Weichenwärters Josef Groß in
Seckenheim lmi Pensionserhöhung .

4 . des deutschen Handrverks - und Gewerbekammcrtags
um Einschränkung der Beteiligung von Beamten an Kon -
lumvereinen .

r>. des Gemeinderats und Gewerbevereins in Schwei¬
gern um Verlegung des Bahnhofs daselbst.

0 . des früheren Bahnarbeiters Pankraz Bührle in Nie -
derschosheim um weitere Unterstützung ,

7 . des vereinigten Hebammenvereins des Großherzog
tr 'nis um Abänderung der Bestüuuumgen bezüglich des
Besuchs von Kursen in Kliniken seitens der Hebanimen ,

8 . des pensionierten Bureauassistenten Reinhard Zcheu-
rer in Konigsfeld um Pensionserhöhung .

9 . der Oberwärter und Wärter der Großh . Heil - und
Pslegeanstalten um Besserstellung und Eröffnung der
Aussicht auf bessere Stellen ,

10 . des Gemeinderats Ketsch um Weiterführung der
Bahnstrecke Rheinau —Brühl nach Ketsch,

11 . der Ehefrau des pensionierten Reserveführers Schil¬
ling in Adelsheim um Pensionserhöhung .

12. des Schutzmanns a . D . August Graf in Karlsruhe -
Mühlburg um Pension bezw . Unterstützung ,

13 . des Koinitees Rippoldsau um Erbauung einer nor -
malspurigen Nebenbahn Wolfach -Rippoldsau lbereits in
der ersten Sitzung verkündet . )

Es werden überwiesen :

die Petitionen unter Ziffer 1 , 2 , 3 , 4 , 6 , 7 , 8 , 11 und 12
der Petitionskommission ,

die Petitionen unter Ziffer 5 , 10 und 13 der Kommis ,
sion für Straßen und Eisenbahnen .

lieber die geschäftliche Behandlung der Petition utttei
Ziffer 9 soll später Beschluß gefaßt werden .

Weiter sind eingegangen :

>1 . Seitens des Ministeriums der Finanzen :

a . Das Verzeichnis der in den Jahren 1906 und 1907
erteilten Administrativkredite nebst Begründung :

b . die Rechnung der Zweiten Kämmer der Landstände
über die Kosten des Landtags in der Periode
1905/06 , sowie das Verzeichnis über die in der Zeit
vom Schluß der Periode 190 $/06 bis zur Eröffnung
des gegenwärtigen Landtags erwachsenen , und auf
die Landeshauptkasse angewiesenen Kosten , die in
der Kostenrechnung nicht erscheinen ;

c . Darstellung über die Solleinnahmen an Grund -
'
. »

-Häuser - , Gewerb - und Kapitalrentensteuer für das ^
Jahr 1907 und die Solleinnahmen an Vermögens -

'

steuer bei einem Steüerfuß von 12 Pfennig für das
Jahr 1908 :

15 . Jahresbericht der Zentralleitung des Landesver¬
bandes der badischen Bezirksvereine für Jugendschutz und
(ssefangenenfürsorge für 1906 :

16. Jahresbericht der Großh . Generaldirektion :

17 . seitens des Stadtrats Karlsruhe den Abgeord¬
neten zur Verfügung gestellte Eintrittskarten in den
Stadtgarten ;

18 . Interpellation der Abg . Or . Zehnter (Zentr . ) und
Genossen :

„ Die Firma Wilhelm Bruch , Kanalbau -Aktien¬
gesellschaft Murgtalbahn , die von der Großh . Eisen -
bahnveNvaltung die Ausführung von Arbeiten an
dein Bahnbau Weißenbach — Forbach übernommen
hat , hat an ihre Schachtmeister ein Verzeichnis ver¬
teilen lassen mit den Namen von mehreren Hunden
Arbeitern , die in den Gemeinden des Hinteren
Murgtales ansässig sind und in den dortigen Fabri¬
ken arbeiten . Das Verzeichnis wurde verteilt mit
der schriftlichen Weisung , die in dem Verzeichnis
vorgemerkten Personen dürften yicht in Arbeit ge -
nommen werden : eintretendenfalls würden sie . so¬
bald die Unternehmung davon Kenntnis erhalte , so¬
fort wieder entlassen . Außerdem wurden im Laufe
der Monate Oktober und November den Werk¬
meistern mittels besonderer Zirkulare auch noch die
Namen einzelner Arbeiter mitgeteilt , von denen
gesagt wird , sie seien bisher bei gewissen Firmen
in Murgtal beschäftigt und dürften bei der Unter¬
nehmung nicht eingestellt werden . Wie uns mitge¬
teilt wird , sind verschiedene von den Arbeiter » von
der Unternehmung auch bereits tatsächlich zurückge¬
wiesen oder nach kurzer Arbeitsleistung plötzlich wie¬
der entlassen worden .

Die Unterzeichneten richten an die Großh . Re¬
gierung die Anfrage :

1 . Sind der Großh . Staatsregiernng diese Vor¬
gänge bekannt ?

2 . Was gedenkt die Großh . Staatsregierung zu
tun , um die ansässigen Arbeiter des Murgtals gegen
derartige Beeinträchtigungen fernerhin zu schützen ?

3 . Ist die Großh . Staatsregierrmg bereit , in
künftigen Bauverträge !: Bestinunungen vorzusehen ,
die ihr eine vertragsmäßige Handhabe gegen die
Wiederkehr ähnlicher Vorkommnisse bei künftigen
Bauausführungen geben ?"

19 . Interpellation der Abgg . Schmidt -Bretten iBd . d.
Ldw . ) , Banschbach (kons. ) und Genossen :

„ Ist der Großh . Regierung bekannt , daß durch
die in allen größeren Städten des Landes befind¬
lichen Warenhäuser die kleinen und mittleren Ge¬
werbetreibenden des Landes in ihrem Geschäftsbe¬
trieb auf das schwerste benachteiligt und in ihrer
Existenz bedroht werden ?

Ist der Großh . Regierung bekannt , daß die im
Großherzogtum bestehende Wareubaussteuer völlig
unzulänglich ist, dieser ruinösen Konkurrenz der
Warenhäuser wirksam vorzubeugen ?

Gedenkt die Großh . Regierung einen Gesetzent¬
wurf vorzulegen , durch den eine obligatorische
Staatssteuer zur wirksamen Erfassung der Waren¬
hausbetriebe eingeführt wird ? "



Der Einlauf Ziffer >4 b wird der Geschäftsordmmgs -
fommission überwiesen .

Das Haus ist damil einverstanden , daß während der
Abwesenheit des Abg . Geck ini Reichstag der Abg . Pfeiffle
( Soz . ) in die Geschäitsordttungskonimissio » eintritt.

Schluß der Sitzung 12 Uhr 20 Minuten.

Karlsruhe, 28 . Nov . 3 . öffentliche Sitzung der zwei¬
ten Kamme r . T a g e s o r d n u v g auf Samstag ,
den 30 . November 1907 , vormittags lf >10 Uhr :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann
1 . Beratung über die geschäftliche Behandlung

s . der Anträge :
1 . der Abgg . Gietzler und Genossen sowie der Abgg .

vr . Frank und Genossen, die Entschädigung der
Geschworenen und Schöffen betr ..

2 . der Abgg . Geppert und Genossen , die Aenderung
der Städteordnung betr .,

8. der Abgg . Gietzler und Genossen, die direkte Wahl
der Kreisabgeordneten betr .,

1. der Abgg . Horst und Genossen , Tarifreform und
Eisenbahnrat betr .,

5 . der Abgg . Geck und Genossen , die Arbeitszeit in
Staatsbetrieben und die Verhältnisse der Angestell¬
ten in Privatbetrieben betr .,

6 . der Abgg . Geck und Genossen, Verstaatlichung der
Mobiliarversicherung betr .,

b . der Gesetzesvorschläge :
1 . der Abgg . Gietzler und Genossen, das amtliche Ver¬

kündigungswesen betr .,
2 . der Abgg . Kopf und Genossen , die Gemeindewahlen

betr ., -
8. der Abgg . vr . Frank und Genossen, die Aufhebung

des Art . 3 des Gesetzes vom 20 . Juni 1874 , die Ein¬
führung des Reichsprehgesetzes betr .,

c . des Gesetzentwurfs, die Steuererhebung in den Mona¬
ten Januar bis mit Juni 1808 betr .

2 . Beratung des mündlichen Berichts der Geschäftsordnungs¬
kommission über den Druckvertrag für den Landtag
1907/08.

■V ,

■’t * ?.

•* * , *
« >

■X

Verantwortlich für den Bericht über die Berhandlungrn der Zweiten Kammer : vr . Otto Wallt .
Druck und Verlag der G Braun schm Hofbuchdruckerei. Beide j» Karlsruhe .
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